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MILITÄRISCHE LOGISTIK: Das Nato-Hauptquartier in Ulm soll die Verantwortung bei Transporten von Truppen und Material übernehmen, zudem soll es dabei helfen, bürokratische
Hürden zu beseitigen. Foto: dpa

Die Nato setzt auf Ulm
Wilhelmsburg-Kaserne wird Hauptquartier für schnelle Truppen- und Materialtransporte

Von unserem Mitarbeiter
Ansgar Haase

Brüssel/Ulm. Deutschland wird
Standort eines neuen Nato-Komman-
dos. Die Bündnisstaaten haben sich
nach Informationen der Nachrichten-
agentur dpa abschließend darauf ver-
ständigt, das im Zuge der Aufrüstung
gegen Russland geplante Hauptquartier
für schnelle Truppen- und Material-
transporte in Ulm anzusiedeln. Die dor-
tige Wilhelmsburg-Kaserne ist bereits
heute Standort eines multinationalen
Kommandos zur Führung von weltwei-
ten Kriseneinsätzen. Offiziell soll die
Entscheidung für Ulm Ende kommender
Woche bei einem Nato-Verteidigungs-
ministertreffen in Brüssel bekanntgege-
ben werden. Zu dem Treffen wird auch
Bundesverteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) erwartet. Sie hatte
den Nato-Partnern bereits vor einigen
Monaten Deutschland als Standort für
das geplante Logistik- und Nachschub-
kommando angeboten. Für die Bundes-
republik würden die Lage „im Herzen
Europas“ und die „Erfahrung bei dem
Thema Logistik und Unterstützung“
sprechen, sagte sie im Februar.

Mit der Stärkung ihrer Kommando-
und Streitkräftestruktur reagiert die
Nato auf die als aggressiv wahrgenom-
mene Politik Russlands. Vor allem östli-

che Bündnispartner fühlen sich bedroht,
seit der große Nachbar 2014 mit der Un-
terstützung pro-russischer Separatisten
in der Ukraine begann und sich die
Schwarzmeerhalbinsel Krim einverleib-
te. Im Zuge der Entspannungspolitik
war die Kommando- und Streitkräfte-
struktur der Nato in den Jahren davor

enorm reduziert worden. Von den zeit-
weise mehreren Dutzend Hauptquartie-
ren sind nach Nato-Angaben heute nur
noch sieben übrig. Die Personalstärke
sank von deutlich mehr als 20 000 Sol-
daten auf rund 6 800.

In einem als geheim eingestuften Nato-
Bericht äußerten Militärs zuletzt aller-

dings Zweifel daran, ob die Allianz noch
angemessen und schnell genug auf einen
russischen Überraschungsangriff rea-
gieren könnte. Sorgen bereiten neben
dem Zustand von militärisch nutzbaren
Straßen- und Schienenverbindungen in
Richtung Osten vor allem bürokratische
Hürden beim Transport von Truppen
und Ausrüstung. Das neue Kommando
in Ulm soll künftig helfen, Hürden zu
beseitigen. Es wird für die Verlegung,
die Unterstützung und den Schutz Alli-
ierter Streitkräfte in Europa zuständig
sein.

Aus wie vielen Soldaten das Logistik-
und Nachschubkommando insgesamt
bestehen wird, ist noch nicht abschlie-
ßend entschieden. Den aktuellen Plänen
zufolge soll aber bereits im Juli mit dem
Aufbau begonnen werden. Bereits im
Oktober 2019 könnte es dann seine Ar-
beit aufnehmen. Die volle Einsatzbe-
reitschaft ist für 2021 vorgesehen. Ne-
ben Deutschland werden die USA in
Norfolk (Virginia) ein weiteres neues
Kommando aufbauen, das unter ande-
rem einen besseren Schutz der Trans-
portwege zwischen Nordamerika und
Europa über den Atlantik sicherstellen
soll. Dabei geht es auch um die Absiche-
rung sensibler Infrastruktur. Im Atlan-
tik liegen zum Beispiel Datenkabel,
über die Internet- und Kommunikati-
onsverbindungen laufen.

DIE ULMER KASERNE ist bereits Standort eines multinationalen Kommandos zur
Führung von weltweiten Kriseneinsätzen. Foto: dpa

„Mieter
sollen sich wehren“
Stuttgart (dpa/lsw). Der Deutsche

Mieterbund Baden-Württemberg
hat Mieter dazu aufgerufen, gegen
zu hohe Mieten vorzugehen. Das
gelte auch für Mieter, die bereits ei-
nen Vertrag mit hohen Mieten un-
terschrieben haben, sagte der Lan-
desvorsitzende Rolf Gaßmann am
Freitag im Radioprogramm „SWR
Aktuell“. „Die Mieter brauchen sich
nicht zu schämen, dass sie in der
Not einen Mietvertrag unterschrie-
ben haben, der eine überhöhte Mie-
te verlangt“, sagte Gaßmann. „Der
Vermieter müsste sich schämen und
der Vermieter handelt dann geset-
zeswidrig“.

Laut Gaßmann verstoßen etwa in
Stuttgart viele Vermieter gegen die
Regelungen der vor drei Jahren in
Kraft getretenen Mietpreisbremse.
„Es gibt leider zu wenige Mieter, die
dann bereit sind, sich zu wehren
und mit ihren Vermietern Streit zu
suchen“, sagte Gaßmann.

Bundeswehr
stoppt Schließungen
Stuttgart/Berlin (dpa/lsw). Neue

Herausforderungen bringen den Zeit-
plan der Bundeswehr für die geplante
Schließung von Liegenschaft durchei-
nander – auch in Baden-Württem-
berg. Die Pläne werden nach Aus-
kunft der Bundeswehr entweder ge-
stoppt oder ausgesetzt. Vorerst nicht
dichtgemacht werden im Land das

Materiallager in Hardheim (Neckar-
Odenwald-Kreis), die Luftverteidi-
gungsanlage in Meßstetten (Zollern-
albkreis) und das Munitionsdepot in
Walldürn (Neckar-Odenwald-Kreis).
Die Schließung des Kreiswehrersatz-
amtes in Mannheim wird auf 2022
verschoben, und das Ende der Blei-
dorn-Kaserne in Ulm soll erst im Jahr
2025 erfolgen.

Nach Angaben der Bundeswehr gibt
es im Südwesten etwa 13 800 Soldaten
und 3 800 Zivilangestellte.

Motorsegler
streifte Stromleitung
Rheinfelden (dpa/lsw). Vor dem Ab-

sturz eines Motorseglers bei Rheinfel-
den am Mittwoch mit zwei Verletzten
hat das Kleinflugzeug bisherigen Er-
mittlungen zufolge eine Stromleitung
gestreift.

Dabei sei ein Teil einer Tragfläche
abgerissen worden und auf die Auto-
bahn A 861 gestürzt, teilten Polizei

und Staatsanwaltschaft in Freiburg
am Freitag mit. Der 51 Jahre alte Pilot
erlitt schwere Verletzungen, der
49-jährige Passagier kam mit leichte-
ren Verletzungen ins Krankenhaus.
Beide seien inzwischen auf dem Weg
der Besserung.

Das Kleinflugzeug vom Typ SF 25 C
„C-Falke, das auf dem nahe gelegenen
Flugplatz Rheinfelden-Herten an der
Schweizer Grenze gestartet war, hatte
offenbar nicht ausreichend an Höhe
gewonnen.

Länder für
neue Regeln

Berlin/Stuttgart (dpa/lsw). Die
Bundesländer wollen einem Me-
dienbericht zufolge erreichen, dass
abgeschobenen Schwerverbrechern
eine Wiedereinreise nach Deutsch-
land für immer untersagt werden
kann. Dazu werde das Bundesin-
nenministerium gebeten, das Auf-
enthaltsgesetz zu ändern, „um die
Möglichkeit der Anordnung eines
unbefristeten Einreise- und Aufent-
haltsverbots aufgrund schwerster
Straftaten zu schaffen“, heißt es
laut Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land in der Beschlussvorlage für die
Innenministerkonferenz. Die Forde-
rung gehe auf eine Initiative Baden-
Württembergs zurück.

Die Neuregelung solle etwa bei
Tötungsdelikten oder bei Gefahr für

die Innere Sicherheit gelten. Die
Länder haben sich dem Bericht zu-
folge bereits im Vorfeld der Konfe-
renz verständigt. Grundsätzlich
werde allen Abgeschobenen zu-
nächst die Wiedereinreise nach
Deutschland verboten – in den
meisten Fällen jedoch befristet,
heißt es in dem Bericht. Lediglich
bei Gefährdern oder verurteilten
Terroristen könne bislang ein dau-
erhaftes Verbot verhängt werden.

Baden-Württembergs Innenminis-
ter Thomas Strobl (CDU) bezog sich
insbesondere auf den Fall des soge-
nannten Zementmörders. Der
Haupttäter war kürzlich von Ba-
den-Württemberg in die Türkei ab-
geschoben worden. Er war 2008 zur
höchstmöglichen Jugendstrafe von
zehn Jahren Haft verurteilt worden.
Er hatte einen Gymnasiasten er-
mordet, die Leiche zerstückelt, in
Blumenkübeln einbetoniert und im
Neckar versenkt.

In Baden-Württemberg hat ein
Sonderstab gefährliche Ausländer
im Fokus, um ihren Aufenthalt in
Deutschland zu beenden. Wenn al-
les getan werde, um Ausländer ab-
zuschieben, die schwerste Strafta-
ten begangen hätten, dann müsse
auch dafür gesorgt werden, dass sie
nicht mehr zurückkämen. „Ein Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot sollte
da von vorneherein auch unbefristet
gelten“, sagte Strobl in Stuttgart.
„Die bisherige gesetzliche Regelung
wird dem aber für derart schwierige
Fälle nicht gerecht.“ Nach der gel-
tenden Rechtslage sei eine Wieder-
einreise nach zehn Jahren möglich.

Schwerverbrechern soll
Einreise verboten werden

INNENMINISTER Thomas Strobl for-
dert eine Gesetzesänderung. Foto: dpa

Wahl im Konsulat
243000 Türken können im Südwesten abstimmen

Stuttgart (dpa/lsw). Bei der Präsiden-
tenwahl in der Türkei sind rund 243 000
türkischstämmige Menschen in Baden-
Württemberg zur Stimmabgabe aufge-
rufen. Sie können ihre Stimme vom 7.
bis 19. Juni abgeben, wie die beiden Ge-
neralkonsulate in Stuttgart und Karls-
ruhe mitteilten. Während in Karlsruhe
direkt beim türkischen Generalkonsulat
gewählt wird, findet die Stimmabgabe
in der baden-württembergischen Lan-
deshauptstadt in einem Gebäude im
Stadtteil Zuffenhausen statt. Es gehört
schon seit längerem zum türkischen Ge-
neralkonsulat. Hier wurden schon frü-
here Wahlen abgehalten.

Im Gebiet des Generalkonsulats von
Stuttgart sind rund 150 000 türkische
Staatsangehörige wahlberechtigt, im
Zuständigkeitsbereich von Karlsruhe
rund 93 000 Personen. Die Präsidenten-
und Parlamentswahlen in der Türkei
finden am 24. Juni statt. Damit soll die
Einführung des beschlossenen Präsi-
dialsystems abgeschlossen werden.

DIE STIMMZETTEL werden ungeöffnet in
die Türkei gebracht. Foto: dpa

Zehn Jahre Haft gefordert
Angeklagter soll Tochter schwer missbraucht haben

Kiel/Freiburg/Staufen (dpa/lsw). Ein
nach Ermittlungen im Staufener Miss-
brauchsfall in Kiel angeklagter 32 Jahre
alter Mann soll nach dem Willen von
Staatsanwaltschaft und Nebenklage
zehn Jahre ins Gefängnis. Die Verteidi-
gung beantragte vor dem Landgericht
Kiel am Freitag
maximal sieben
Jahre Haft. Der
Mann aus Schles-
wig-Holstein soll
seine damals sie-
ben Jahre alte Tochter in acht Fällen
schwer missbraucht haben. Bilder da-
von hatte er im Darknet geteilt – ausge-
rechnet mit dem 39-Jährigen, der vom
11. Juni an in Freiburg wegen schweren
Missbrauchs eines Jungen gemeinsam
mit dessen Mutter vor Gericht steht.

Der 32-Jährige gehört zu den insge-
samt acht Verdächtigen, die rund um
den Staufener Fall gefasst wurden. An
den schweren Verbrechen gegen den
Jungen war er nicht beteiligt. Aufgeflo-

gen waren die ihm vorgeworfenen Taten
gegen die eigene Tochter aber durch sei-
nen Kontakt zu dem 39-jährigen Haupt-
verdächtigen.

Das Urteil gegen den 32-Jährigen wird
für kommenden Dienstag erwartet. Der
Fall in Staufen hatte für großes Aufse-

hen gesorgt. Der
Junge war über
zwei Jahre von sei-
ner Mutter und de-
ren Lebensgefähr-
ten vergewaltigt

und gegen Geld auch anderen Männern
für Sex überlassen worden. Das Landes-
kriminalamt bezeichnete die Verbrechen
als schwerwiegendsten Fall des sexuel-
len Kindesmissbrauchs, den die Polizei
im Südwesten je bearbeitet hat. Das
Landgericht Freiburg hat in dem Fall
bisher zwei Männer verurteilt. Der zu
acht Jahren Gefängnis verurteilte Bun-
deswehrsoldat hat ebenso wie die
Staatsanwaltschaft gegen das Urteil Re-
vision eingelegt.

Staufener Fall führte auf
die Spur des 32-Jährigen
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